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Verbandssanktionengesetz 
 
Ende August hat Bundesjustizministerin 

Lambrecht den Referentenentwurf zum 

Verbandssanktionengesetz vorgestellt. Wir 

erläutern Ihnen die wesentlichen Neuerun-

gen und stellen dar, was auf Ihr Unterneh-

men zukommen kann.  

Was soll sich ändern? 

Die Regelungen des Referentenentwurfs 

des Gesetzes zur Sanktionierung von ver-

bandsbezogenen Straftaten (VerSanG) ori-

entieren sich in wesentlichen Punkten an 

den geltenden Vorschriften des OWiG zur 

Bebußung von Unternehmen.  

Nach dem Entwurf sollen Unternehmen 

sanktioniert werden, wenn eine Leitungs-

person eine Verbandsstraftat begangen hat 

oder die Verbandsstraftat eines Mitarbei-

ters durch angemessene Vorkehrungen 

hätte verhindert oder wesentlich erschwert 

werden können. Eine Verbandsstraftat ist – 

im Ergebnis vergleichbar mit der bisherigen 

Einordnung nach § 30 OWiG – eine Straftat, 

durch die Verbandspflichten verletzt wor-

den sind oder der Verband bereichert wor-

den ist bzw. werden sollte.  

Es ergeben sich durch das Gesetz aber auch 

einige Neuerungen:  

▪ Die Verfolgung von Verbandsstraftaten 

wird zukünftig dem Legalitätsprinzip un-

terliegen, das aber durch Opportunitäts-

vorschriften (ähnlich der §§ 153 ff. StPO) 

abgemildert wird.  

▪ Neben der Verbandsgeldsanktion wird 

es eine Sanktion auf Bewährung und 

auch die viel diskutierte „Todesstrafe für 

Unternehmen“ geben.  

▪ Als „Bewährungsauflagen“ kommen die 

Schadenswiedergutmachung, die Zah-

lung einer Geldauflage an die Staatskasse 

sowie die Anweisung, Compliance-Maß-

nahmen zu treffen und diese nachzuwei-

sen (sog. Monitoring), in Betracht.  
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▪ Verurteilungen des Unternehmens kön-

nen öffentlich bekannt gemacht werden 

(„naming and shaming“). 

▪ Der Sanktionsrahmen für Unternehmen 

mit mehr als 100 Mio. Euro Konzernum-

satz wird auf bis zu 10 % des Umsatzes 

erhöht; für kleinere Unternehmen bleibt 

der bestehende Sanktionsrahmen (max. 

10 Mio. Euro) erhalten. 

▪ Bei Durchführung von internen Unter-

suchungen kann die Sanktion um 50 % 

gemildert werden, wenn folgende Anfor-

derungen erfüllt sind:  

o Wesentlicher Aufklärungsbeitrag 

o Keine Beteiligung des Unterneh-

mensverteidigers  

o Umfassende Kooperation mit den 

Verfolgungsbehörden 

o Herausgabe des Abschlussberichts 

und aller wesentlichen Dokumente, 

einschließlich Interviewprotokolle 

o Einhaltung von Belehrungspflichten 

bei Mitarbeiterinterviews (z. B. über 

Auskunftsverweigerungsrecht) 

o Durchführung in Übereinstimmung 

mit den geltenden Gesetzen 

▪ Wird die interne Untersuchung der Ver-

folgungsbehörde angezeigt, kann von 

der Verfolgung bis zum Abschluss der 

Untersuchung abgesehen werden.  

Was bedeutet das für Unternehmen? 

Bisher liegt nur ein Referentenentwurf vor, 

der voraussichtlich noch Änderungen 

erfahren wird. Dennoch wagen wir bereits 

jetzt einen Ausblick, was das geplante Ge-

setz für die Unternehmenspraxis bedeutet.  

1. Bedeutung von Compliance 

Die Bedeutung von Compliance wird im Ent-

wurf an gleich drei Stellen hervorgehoben. 

So kann (a) ein wirksames Compliance-Sys-

tem verhindern, dass das Unternehmen für 

Straftaten von Mitarbeitern haften muss. 

Compliance-Maßnahmen können sich (b) 

– insbesondere bei Verbandsstraftaten von 

Leitungspersonen – jedenfalls sanktions-

mildernd auswirken. Sanktionsmildernde 

Berücksichtigung finden (c) darüber hinaus 

auch Compliance-Maßnahmen, die nach ei-

ner Tat ergriffen werden und vorhandene 

Defizite beseitigen. Kurz gesagt: Compliance 

lohnt sich und es ist nie zu spät, ent-           

sprechende Maßnahmen einzuleiten.  

2. Zukünftige Verfolgungspraxis 

Die Vielzahl von Einstellungsmöglichkeiten 

aus Opportunitätsgründen wird voraus-

sichtlich bewirken, dass eine Vielzahl von 

Sanktionsverfahren – wie im Wirtschafts-

strafrecht nicht unüblich – gegen die Zah-

lung einer Geldauflage eingestellt wird. Eine 

solche Einstellung kann – insbesondere, 

wenn das Verfahren während der internen 

Untersuchung ruht – schon während dieser 

Untersuchung vorbereitet werden.  

3. Pflicht zur internen Untersuchung 

Der Entwurf sieht eine Sanktionsrah-

menverschiebung bei der Vornahme inter-

ner Untersuchungen vor. Aufgrund der 
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Schadensminderungspflicht der Unterneh-

mensleitung (bis hin zu sonst drohenden 

Untreuerisiken) kann daraus eine Pflicht 

zur Vornahme einer internen Untersuchung 

erwachsen, sobald der Verdacht einer Ver-

bandsstraftat besteht.  

Wer die interne Untersuchung vornehmen 

soll, überlässt der Entwurf grundsätzlich 

dem Unternehmen, allerdings mit einer 

wichtigen Beschränkung: Der Unterneh-

mensverteidiger darf nicht beteiligt sein. 

Dies bedeutet jedoch nicht, dass Rechtsan-

wälte der Kanzlei, der der Unternehmens-

verteidiger angehört, von der Vornahme der 

internen Untersuchung ausgeschlossen 

sind. Unternehmen müssen also auch in Zu-

kunft nicht zwei verschiedene Kanzleien mit 

interner Untersuchung und Unternehmens-

verteidigung beauftragen. Wie schon bisher 

kann eine solche Trennung aber im Inte-

resse des Unternehmens sinnvoll sein. 

4. Durchführung von internen Unter-

suchungen 

Der Entwurf stellt Anforderungen auf, die zu 

erfüllen sind, damit die interne Untersu-

chung durch die Verfolgungsbehörde aner-

kannt wird. Neben Berücksichtigung einer 

(bislang umstrittenen) Belehrungspflicht 

u. a. über ein Auskunftsverweigerungsrecht 

muss die Untersuchung in Übereinstim-

mung mit den geltenden Gesetzen erfolgen. 

Das bedeutet, dass z. B. auch datenschutz- 

und arbeitsrechtliche Anforderungen be-

achtet werden und entsprechende Kennt-

nisse vorhanden sein müssen. Dennoch darf 

nicht    außer Acht gelassen werden, dass 

Unter-suchungsgegenstand ein konkreter 

strafrechtlicher Vorwurf ist. So ist bei der 

Auswahl der Untersuchungsführer nicht 

nur auf fundierte strafrechtliche Expertise, 

sondern auch auf Erfahrungen im Umgang 

mit Staatsanwaltschaften und deren Anfor-

derungen Wert zu legen.   

5. Schutz von Interviewprotollen 

Die in der jüngeren Vergangenheit – auch 

nach der Entscheidung des BVerfG vom 

27.06.2018 – viel diskutierte Frage der Be-

schlagnahmefreiheit von Interviewproto-

kollen u. ä. nimmt der Gesetzesentwurf auf. 

Doch wer gehofft hatte, dass diese Frage ab-

schließend geklärt wird, dürfte enttäuscht 

werden. Zwar wird durch Ergänzungen der 

§§ 97, 160a StPO klargestellt, dass nur Un-

terlagen geschützt sind, die dem Vertrau-

ensverhältnis von Beschuldigten (dies kann 

im Sanktionsverfahren auch das Unterneh-

men sein) und Berufsgeheimnisträger zuge-

rechnet werden können. Doch wird man 

darüber auch in Zukunft trefflich streiten 

können, so dass Unsicherheiten auf Unter-

nehmensebene verbleiben.  

Selbst wenn vereinzelt Dokumente – wie 

z. B. das Protokoll über das Interview mit   

einer Leitungsperson – beschlagnahmefrei 

sein sollten, wird der Schutz zudem faktisch 

dadurch aufgehoben, dass die interne Un-

tersuchung nur sanktionsmildernd aner-

kannt wird, wenn das Unternehmen auch 

die wesentlichen Findings und Dokumente 

– dazu wird das Protokoll über das Inter-

view mit der Leitungsperson in der Re-

gel zählen – zur Verfügung stellt.
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Für Fragen steht Ihnen die Praxisgruppe Criminal Compliance gerne zur Verfügung.  
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